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SdirlftUcher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der Ver- 
wendung von Steinkohle in Kraftwerken und des Gesetzes zur 
Sicherung des Steinkohleneinsatzes in der Elektrizitätswirtschaft 

— Drucksache V/3549 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Apel 


I. 

Unter dem 27. November 1968 hat die Bundes- 
regierung den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Förderung der Verwendung von 
Steinkohle in Kraftwerken und des Gesetzes zur 
Sicherung des Steinkohleneinsatzes in der Elektrizi- 
tätswirtschaft vorgelegt, das am 22. Januar 1969 dem 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
federführend und dem Finanzausschuß mitberatend 
zugewiesen wurde. Gleichzeitig wurde der Haus- 
haltsausschuß beauftragt, gemäß § 96 GO zu der Vor- 
lage Stellung zu nehmen. Der Haushaltsausschuß 
wird einen eigenen Bericht vorlegen. Der Finanzaus- 
schuß hat in seiner Sitzung am 7. Februar 1969 der 
Regierungsvorlage unter Berücksichtigung der von 
der Bundesregierung angenommenen Empfehlungen 
des Bundesrates zugestimmt. 

II. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf schlägt die 
Bundesregierung Änderungen bzw. Ergänzungen der 
beiden sogenannten Verstromungsgesetze vor, deren 
Zielsetzung es ist, den Absatz von Steinkohle in der 
Elektrizitätswirtschaft langfristig zu sichern. Um die- 
ses Ziel zu erreichen, werden bei der Errichtung von 
neuen Kraftwerken steuerliche Vorteile nach dem 
I. Verstromungsgesetz gewährt. Gleichzeitig wird 
der Differenzbetrag zwischen dem Preis für einge- 
setzte Steinkohle und dem Heizölpreis nach Maßgabe 
des II. Verstromungsgesetzes bezuschußt. 


Die Bundesregierung hat auf Ersuchen des Bundes- 
tages am 23. Juli 1968 mit Drucksache V/3184 einen 
ausführlichen Bericht über die fünf- bzw. dreijähri- 
gen Erfahrungen mit diesen Gesetzen und deren Aus- 
wirkungen vorgelegt. Der Ausschuß hat zur Kennt- 
nis genommen, daß die eingeleiteten Maßnahmen 
positiv zu bewerten sind. 

III. 

Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf sieht neben 
technischen Änderungen, die sich in der Praxis vor 
allem mit dem I. Verstromungsgesetz ergeben haben 
— insbesondere in Artikel I der Vorlage — , im 
wesentlichen folgende materiellen Änderungen vor; 

a) Erweiterte Bezuschussung für Steinkohleneinsatz 
in bivalenten Kraftwerken 

Im Frühjahr 1967 hat die Bundesregierung mit der 
Elektrizitätswirtschaft auf Grund der bisherigen Er- 
fahrungen weitere Maßnahmen für den Einsatz von 
Steinkohle in Kraftwerken vereinbart. Das 11. Ver- 
stromungsgesetz gestattet u. a. den Elektrizitätswer- 
ken, neben der Steinkohle eine bestimmte Referenz- 
menge an Heizöl einzusetzen. Im Frühjahr 1967 
haben sich die Elektrizitätswerke, um den Absatz 
von Steinkohle weiter zu fördern, bereit erklärt, auf 
dieses Vorrecht, Heizöl einzusetzen, im wesentlichen 
Umfang zu verzichten und statt dessen zusätzlich 
Steinkohle zu verwenden. Voraussetzung für diese 
Bereitschaft war jedoch, daß ihnen für diese mehr 
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eingesetzte Steinkohle ebenfalls die Preisdifferenz 
Heizöl — Steinkohle bezuschußt wird. 

Die Bundesregierung hat dieses Angebot ange- 
nommen. In den Durchführungsrichtlinien vom 
23. August 1967 wurde eine entsprechende Regelung 
vorgesehen, die jetzt mit dem vorliegenden Gesetz 
in das IL Verstromungsgesetz übernommen werden 
soll (Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe a). 

b) Erweiterung des Auskunftsrechts des Bundes- 
amtes für gewerbliche Wirtschaft 

Das bisherige Auskunftsrecht hat in der Praxis 
nicht ausgereicht, um es dem Bundesamt für die 
gewerbliche Wirtschaft zu ermöglichen, den Heizöl- 
preis im Einzelfall genau zu ermitteln. Die genaue 
Kenntnis dieses Preises ist nämlich für die endgül- 
tige Zuschußberechnung, die auf der Errechnung der 
Preisdifferenz Steinkohle — Heizöl abgestellt ist, 
erforderlich. Deshalb konnten bisher nur vorläufige 
Zuschußberechnungen durchgeführt werden. Die be- 
troffenen Unternehmen erhielten nur Abschlagszah- 
lungen. Es liegt im Interesse der Unternehmen, daß 
das Bundesamt nun alsbald die laufenden Zuschuß- 
rechnungen für die vergangenen Jahre abschließt. 
In Artikel 2 Nr. 4 soll das Auskunftsrecht nunmehr 
so verbessert werden, daß das Bundesamt sich zu- 
verlässige Unterlagen über die Preisberechnungen 
für Heizöl beschaffen kann. 

c) Importkohle 

Schon bei der Beratung des II. Verstromungs- 
gesetzes haben die Kohleimporteure darauf ge- 
drängt, auch im Beirat des Bundesamtes für gewerb- 
liche Wirtschaft für die Durchführung des Gesetzes 
vertreten zu sein. Der Wirtschaftsausschuß hat sei- 
nerzeit keine Notwendigkeit gesehen, den Kohle- 
importhandel zu beteiligen, weil es die Zielsetzung 
des Gesetzes war, den Absatz einheimischer Stein- 
kohle zu fördern. Seitdem weist der Verein der deut- 
schen Kohleimporteure darauf hin, die Verstro- 
mungsgesetze beeinträchtigten den Absatz von Dritt- 
landskohle in Kraftwerken. Die Bundesregierung hat 
diesen Vorwurf in ihrem Bericht geprüft. Sie hat sich 
auf Grund ihrer Feststellungen jedoch die Meinung 
der Kohleimporteure nicht zu eigen machen können. 
Um den Kohleimporteuren aber die Möglichkeit zu 
geben, ihre Belange vorzubringen, schlägt sie nun- 
mehr vor, ihnen einen Sitz im Beirat zu geben 
(Artikel 2 Nr. 3). Der Ausschuß hat dem jetzt zuge- 
stimmt. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurden darüber 
hinaus Fragen des Einsatzes von Importkohle in 
begünstigten Kraftwerken erörtert. Es wurde ange- 
regt, die Bundesregierung zu ermächtigen, den Ein- 
satz von Drittlandskohle in neuen Kraftwerken in 
einem gewissen Umfang (bis zu 25 ®/o des gesamten 
Kohleverbrauchs) zu gestatten. Der Ausschuß ist 
dieser Anregung nachgekommen (Artikel 1 Nr. 2 und 
4 und Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe d). Die Bundes- 
regierung hat bei den Verhandlungen jedoch erklärt, 
daß sie zur Zeit keinen Anlaß sehe, von dieser 
Ermächtigung Gebrauch zu machen. Dieser Gesetzes- 
änderung sollte daher auch unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daß ab Mitte 1971 der Einsatz von 


Drittlandskohle in dann neu zu errichtenden Kraft- 
werken nicht mehr beschränkt ist, keine zu große 
Bedeutung beigemessen werden. 

d) Ölersatzstrom 

Zu den Maßnahmen, die im Frühjahr 1967 mit der 
Elektrizitätswirtschaft vereinbart wurden, gehört 
auch die Transportkostenregelung für die Lieferung 
von sogenanntem Ölersatzstrom. Die Zechenkraft- 
wirtschaft an der Ruhr hatte sich damals bereit er- 
klärt, Strom, der aus Ballastkohle hergestellt wird, 
im wesentlichen in den norddeutschen Küstengebie- 
ten zu Grenzkostenpreisen zu liefern. Der Grenz- 
kostenpreis wurde auf 1,5 Pf je kWh errechnet. 
Die Lieferung zu Grenzkosten sollte allerdings unter 
der Bedingung erfolgen, daß die beziehenden Werke 
diesen Strom anstelle von Strom, der aus Öl erzeugt 
wurde (Ölersatzstrom), verwenden. Die Bundes- 
regierung hat die Zechenkraftwirtschaft insoweit 
unterstützt, als sie bereit war, die Transportkosten 
für diesen Ölersatzstrom im Rahmen des II. Ver- 
stromungsgesetzes nach Maßgabe der Richtlinie vom 
23. August 1967 zu erstatten. 

ln der Zwischenzeit hat sich jedoch gezeigt, daß 

aa) der Ölersatzstrom zu einem wesentlichen Teil 
aus Steinkohle erzeugt wird, die nach dem 
II. Verstromungsgesetz nicht bezuschußt werden 
kann (also kein Mehreinsatz) und 

bb) der Anfall von Ballastkohle, die nur wirtschaft- 
lich zur Stromerzeugung verwendet werden 
kann, sich infolge der erhöhten Nachfrage nach 
Kokskohle gesteigert hat. 

Die Zechenkraftwirtschaft hat demzufolge ein 
wesentliches Interesse an einer verstärkten Liefe- 
rung von Ölersatzstrom. Sie führt aber jetzt aus, 
daß, um die tatsächlich entstehenden Grenzkosten 
voll zu decken, ihr zusätzlich je kWh 0,2 bis 0,3 Pf 
Stromtransportkosten ersetzt werden müßten. Diese 
Hilfe sei jedoch nur dann wirkungsvoll, wenn sie 
unabhängig davon gezahlt werde, ob für diese ein- 
gesetzte Kohle nach dem II. Verstromungsgesetz ein 
Zuschuß gezahlt werden oder ob das Kraftwerk Ver- 
günstigungen des I. Verstromungsgesetzes in An- 
spruch nehmen könne. 

Aus dem Ausschuß wurde der Antrag gestellt, 
eine dem Anliegen der Zechenkraftwirtschaft ent- 
sprechende Regelung in das Gesetz aufzunehmen. 

Der Ausschuß hielt in seiner Mehrheit dieses An- 
liegen für berechtigt. Der Anfall von Ballastkohle 
sei von der Kokskohlenerzeugung abhängig, so daß 
die Zechen gezwungen seien, nach einer zusätzlichen 
Verwendung von Ballastkohle zu suchen. Aus die- 
sem Grunde sei es zu begrüßen, daß durch die be- 
günstigte Lieferung von Ölersatzstrom sich eine zu- 
sätzliche Verwendung von Ballastkohle eröffnete. 
Der vermehrte Einsatz von Ballastkohle liege im übri- 
gen im Rahmen der übergeordneten Zielsetzung — 
nämlich den Absatz heimischer Steinkohle schlecht- 
hin zu fördern. 

Die Minderheit teilte diese Auffassung nicht. Sie 
war vielmehr der Meinung, daß bisher beim Absatz 
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von Ballastkohle keine Schwierigkeiten aufgetreten 
seien. Es sei daher nicht notwendig, absatzfördernde 
zusätzliche Hilfen zu gewähren. Weiterhin wurde 
darauf hingewiesen, die erbetenen Transportkosten- 
zuschüsse kämen nicht nur neu errichteten Kraftwer- 
ken, sofern sie Steinkohle zusätzlich einsetzen, zu- 
gute, sondern auch den sogenannten Altkraftwer- 
ken, die keinen Mehrverbrauch an Steinkohle erziel- 
ten und somit nach den Verstromungsgesetzen nicht 
zu begünstigen seien. Man habe außerdem bei allen 
Maßnahmen zugunsten der Ruhrkohle bisher immer 
Wert darauf gelegt, daß die Lieferbeziehungen im 
norddeutschen Raum im gewissen Umfang erhalten 
blieben. Es sei deshalb zu befürchten, daß mit der 
jetzt erbetenen Hilfe der Status quo dieser Bezie- 
hungen zugunsten der Ruhrkohle beeinträchtigt wer- 
den könnte. Die Mehrheit wiederum hat diese Be- 
fürchtung nicht geteilt. Sie hat insbesondere entge- 
gengehalten, es werde keinerlei Zwang zur Über- 
nahme des Ölersatzstromes ausgeübt. Die beziehen- 
den Kraftwerke seien in ihrer Entscheidung frei, ob 
sie den Strom von der Ruhr übernehmen oder 
Strom weiter auf Ölbasis erzeugen wollten. Die 
Übernahme dieses Stromes bringe diesen Werken 


keinen besonderen Vorteil, so daß jeder Entschei- 
dungszwang fehle. Aus diesen Erwägungen hat der 
Ausschuß mit Mehrheit beschlossen, in Artikel 2 
Nr. 1 b, e, g und h vorzusehen, daß für die Lieferung 
von Ölersatzstrom ein gesonderter Zuschuß gezahlt 
wird. Dieser Zuschuß wird aus dem im II. Verstro- 
mungsgesetz für Transportkosten vorgesehenen 100 
Mio DM Plafond geleistet. Die Wirkung dieser Maß- 
nahmen ist lediglich, daß dieses Volumen früher 
ausgeschöpft sein wird als vorgesehen. Eine zusätz- 
liche Belastung des Bundeshaushalts erfolgt nicht. 


IV. 

Der Ausschuß hat im übrigen den Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung der Stellungnahme der Bun- 
desregierung zu den Empfehlungen des Bundesrates 
übernommen. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen und des mitberatenden Finanzaus- 
schusses bitte ich das Hohe Haus, den Gesetzentwurf 
anzunehmen. 


Bonn, den 29. April 1969 


Dr. Apel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache V/3549 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 29. April 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Apel 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der Ver- 
wendung von Steinkohle in Kraftwerken und des Gesetzes zur 
Sicherung des Steinkohleneinsatzes in der Elektrizitäts Wirtschaft 

— Drucksache V/3549 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen 
(15. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Verwendung von Steinkohle in Kraftwerken und 
des Gesetzes zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung der Verwendung von 
Steinkohle in Kraftwerken vom 12. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 777) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Verwendung von Steinkohle in Kraftwerken und 
des Gesetzes zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung der Verwendung von 
Steinkohle in Kraftwerken vom 12. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 777) wird wie folgt geändert: 

„01. § 1 Abs. 1 Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
^sung; 

Die Bildung der steuerfreien Rücklage wird 
nur unter der Bedingung zugelassen, daß das 
Kraftwerk vom Betriebsbeginn an bis zum Ende 
des zehnten auf den Betriebsbeginn folgenden 
Wirtschaftsjahres ausschließlich mit Stein- und 
Pechkohle oder mit Braunkohle mit einem Anteil 
von Tiefbaubraunkohle von mindestens fünfund- 
zwanzig vom Hundert betrieben wird, die im 
Bereich der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl gewonnen wurde (Gemein- 
schaftskohle). Ein Kraftwerk gilt auch dann als 
ausschließlich mit Gemeinschaftskohle betrieben, 
wenn neben diesen Brennstoffen auch Müll ver- 
brannt wird oder in einem technisch unvermeid- 
baren Maße zu Zündzwecken oder zur Stützfeue- 
rung oder vorübergehend aufgrund behördlicher 
Anordnung ausschließlich aus Gründen der Luft- 
reinhaltung andere Brennstoffe verwendet wer- 
den." 
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Entwurf 

1. Dem § 3 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn die 
Umstellung eines Kraftwerks auf den Betrieb mit 
Heizöl vom Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft auf Grund des § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 des 
Gesetzes zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft genehmigt worden 
ist. In diesem Fall ist die steuerfreie Rücklage 
am Schluß des Wirtschaftsjahres der Umstellung 
auf Heizöl erfolgsneutral aufzulösen.'' 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

1. Dem § 3 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

♦ 

„(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn das 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft beschei- 
nigt, daß der weitere Einsatz von Gemeinschafts- 
kohle gegenüber dem Einsatz von Heizöl in dem 
Kraftwerk Mehrkosten verursacht, die weder 
durch ausnutzbare Steuervorteile nach § 1 dieses 
Gesetzes nodi durch Zuschüsse nach § 1 des 
Gesetzes zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft ausgeglichen wer- 
den. In diesen Fällen ist die steuerfreie Rücklage 
am Schluß des Wirtschaftsjahres der Umstellung 
auf den Betrieb mit einem anderen Brennstoff als 
Gemeinschaftskohle erfolgsneutral aufzulösen." 

la. Dem § 3 wird nach Absatz 3 der folgende Ab- 

^ Satz 4 angefügt: 

„(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung Vorschriften zu erlassen, nach denen 
Absatz 2 auch dann nicht anzu wenden ist, wenn 
ein Kraftwerk vor Ablauf des zehnten auf den 
Betriebsbeginn folgenden Wirtschaftsjahres 
neben Gemeinschaftskohle andere Steinkohle bis 
zu 25 vom Hundert des gesamten Kohlever- 
brauchs im Jahr einsetzt. Voraussetzung ist, daß 
die Anwendung dieses Gesetzes und des Gesetzes 
zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes in der 
Elektrizitätswirtschaft vom 5. September 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 545) zu übermäßigen Ab- 
satzeinbußen für andere Steinkohle als Gemein- 
schaftskohle führt und die Absatzlage der Ge- 
meinschaftskohle eine Ausnahmeregelung nach 
Satz 1 gestattet. Die Ausnahmeregelung darf nur 
für Kraftwerke zugelassen werden, für die die 
nach § 1 zulässige steuerfreie Rücklage voll in 
Anspruch genommen worden ist und bei denen 
das Bundesamt für gewerblidie Wirtschaft be- 
scheinigt hat, daß die durch den Einsatz von Ge- 
meinschaftskohle an Stelle von Heizöl insgesamt 
entstandenen Mehrkosten die steuerlichen Vor- 
teile übersteigen, die sich durch die Rücklage 
ergeben. Für diese Fälle ist vorzusehen, daß die 
steuerfreie Rücklage am Schluß cles zehnten auf 
den Betriebsbeginn folgenden Wirtschaftsjahres 
erfolgsneutral aufzulösen ist." 


2. § 4 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

♦ 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Erweiterung, Kesselemeuerung und Umstel- 
lung bestehender Kraftwerke" 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 sind 
entsprechend anzuwenden, wenn bestehende 
Kraftwerke erweitert werden und die durch 
die Erweiterung erzielte Steigerung der 
Stromerzeugung ausschließlich auf dem Ver- 
brauch von Gemeinschaftskohle beruht, oder 
wenn in bestehenden Kraftwerken neue Kes- 
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Entwurf 

sei für den Einsatz von Gemeinsdiaftskohle 
eingebaut werden. In diesen Fällen tritt an die 
Stelle der berücksichtigungsfähigen Kosten 
des Kraftwerks die Summe der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, die für die Erweite- 
rung des Kraftwerks oder für den Einbau des 
neuen Kessels auf gewendet worden sind." 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft vom 5. September 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 545) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Erhaltung eines angemessenen 
Anteils der Gemeinschaftskohle an der Er- 
zeugung elektrischer Energie, der bis zum 
31. Dezember 1970 in Höhe von annähernd 
50 vom Hundert gehalten werden soll, kann 
dem nach Absatz 5 Antragsberechtigten ein 
Zuschuß zu den Koisten der Gemeinschafts- 
kohle gewährt werden, die 

1. in vor dem 1. Juli 1966 in Betrieb 
genommenen Kraftwerken eines 
Unternehmens 

a) bis zum 30. Juni 1976 über die 
Referenzmenge Kohle (Absatz 2 
Satz 2) hinaus oder 

b) an Stelle der Referenzmenge 
Heizöl (§ 2 Abs. 2 Satz 2) oder 
von Heizöl, dessen Einsatz ge- 
mäß § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 ge- 
nehmigt worden ist, sofern für 
den Einsatz der Gemeinschafts- 
kohle nicht bereits nach Buch- 
stabe a ein Zuschuß gewährt 
werden kann, 

2. in neu errichteten Kraftwerken 
oder leistungssteigernden Anlagen 
eines Kraftwerkes, die in der Zeit 
vom 1. Juli 1966 bis zum 30. Juni 
1971 in Betrieb genommen werden, 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


3. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Die Vorschriften der §§ 1, 2, 3 — mit Aus- 
nahme des Absatzes 2 Satz 2 — und § 4 gelten 
auch für die Ermittlung des Gewerbeertrages nach 
§ 7 des Gewerbesteuergesetzes. In den Fällen des 
§ 2 Abs. 1 Satz 3 und des § 3 Abs. 2 Satz 1 wird 
ein Zuschlag zur Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag von 3 vom Hundert der aufgelösten 
steuerfreien Rücklage erhoben. Für die Gewerbe- 
steuer nach dem Gewerbekapital gilt Absatz 1 
Satz 2 entsprechend." 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft vom 5. September 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 545) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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eingesetzt wird. Nummer 1 Buchstabe b findet 
auf Kraftwerke mit einer Nennleistung unter 
10 Megawatt mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an die Stelle der Referenzmenge diejenige 
Menge Heizöl tritt, die in dem Kraftwerk nach 
seiner technischen Ausgestaltung höchstens 
eingesetzt werden könnte. Nummer 2 findet 
auch Anwendung auf das derzeit von der 
Bayerischen Berg-, Hütten- und Salzwerke-AG 
München in Hausham (Obb.) betriebene Pech- 
kohlenkraftwerk mit der Maßgabe, daß das 
Kraftwerk als zum 1. Juli 1966 in Betrieb ge- 
nommen gilt." 


b) In § 1 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Worten 
„Referenzmenge im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1" die Worte „Buchstabe a" eingefügt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


b) In § 1 wird nach Absatz 1 der folgende Ab- 
satz 1 a eingefügt: 

r,(la) Beim Einsatz nichttransportwürdiger 
Gemeinschaftskohle in Kraftwerken im Be- 
reich der Steinkohlenreviere nach dem 1. Mai 
1967 kann dem nach Absatz 5 Antragsberech- 
tigten ein Zuschuß zu den Kosten des Trans- 
portes der elektrischen Energie in außerhalb 
der Steinkohlenreviere gelegene Gebiete ge- 
währt werden. Voraussetzung ist, daß das 
Unternehmen, das die in Satz 1 bezeichnete 
elektrische Energie bezieht, in zumindest glei- 
chem Umfang die Erzeugung elektrischer 
Energie aus Heizöl eingeschränkt hat. Nicht 
transportwürdig ist Kohle mit einem Durch- 
schnitt von mindestens 25 vom Hundert nicht 
brennbarer Bestandteile. Bei der Ermittlung 
des Durchschnittswertes darf nur Kohle mit 
mindestens 20 vom Hundert nicht brennbarer 
Bestandteile einbezogen werden. Nicht trans- 
portwürdig ist auch Schlamm- und Staub- 
kohle." 

c) In § 1 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Worten 
„Referenzmenge im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1" die Worte „Buchstabe a" eingefügt. 

d) Dem § 1 Abs. 3 wird nach Satz 2 der folgende 
Satz 3 angefügt: 

„Neben der Gemeinschaftskohle kann andere 
Steinkohle bis zu 25 vom Hundert des gesam- 
ten Kohleverbrauchs im Jahr eingesetzt wer- 
den, wenn eine steuerfreie Rücklage, die nach 
§ 1 des Gesetzes zur Förderung der Verwen- 
dung von Steinkohle in Kraftwerken vom 
12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 777) 
gebildet worden ist, auf Grund einer Rechts- 
verordnung der Bundesregierung nach § 3 
Abs. 4 dieses Gesetzes beim Einsatz der ande- 
ren Steinkohle nicht gewinnerhöhend aufzu- 
lösen ist." 

e) § 1 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 


„(4) Bei der Festsetzung des Zuschusses 
nach Absatz 1 sind die Umstände des Einzel- 
falles, insbesondere die durch den Einsatz von 
Gemeinschaftskohle an Stelle von Heizöl ent- 
stehenden Mehrkosten unter Anrechnung der 
ausnutzbaren steuerlichen Vorteile auf Grund 
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c) Dem § 1 wird im Anschluß an Absatz 4 der 
folgende Absatz 4 a angefügt: 

„ (4 a) Der Zuschuß nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe b wird auf die Hälfte des Be- 
trages begrenzt, der sich ergeben würde, wenn 
der Zuschuß auf Grund von Absatz 1 Satz 1 
Nr, 1 Buchstabe a gewährt werden würde." 


2. In § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 1 
^ Nr. 1 Buchstabe b werden die Worte „Anlagen 
eines Kraftwerks" durch das Wort „Kraftwerken" 
ersetzt. 


3. § 3 Abs. 2 enthält folgende Fassung: 

♦ 

„ (2) Der Beirat besteht aus 1 1 Mitgliedern. Der 
Bundesminister für Wirtschaft beruft sie auf die 
Dauer von längstens zwei Jahren, und zwar je 
drei Mitglieder auf Vorschlag des Bundesrates 
und »des Bundesverbandes der Deutschen Indu- 
strie e. V., je ein Mitglied auf Vorschlag der Ver- 
einigung Deutscher Elektrizitätswerke e. V., der 
Vereinigung Industrielle Kraftwirtschaft e. V., 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

des Gesetzes zur Förderung der Verwendung 
von Steinkohle in Kraftwerken vom 12. August 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 777) zu berücksich- 
tigen. Außerdem sind bei der Festsetzung des 
Zuschusses nach Absatz 1 zu den Kosten für 
den Einsatz von Gemeinschaftskohle in Kraft- 
werken im Bereich der Steinkohlenreviere, so- 
weit in diesen Kraftwerken nichttransport- 
würdige Kohle eingesetzt worden ist, auch die 
Kosten des Transportes der elektrischen Ener- 
gie in außerhalb der Steinkohlenreviere gele- 
gene Gebiete zu berücksichtigen, soweit für 
sie nicht ein Zuschuß nach Absatz 1 a gezahlt 
wird." 

f) Dem § 1 wird im Anschluß an Absatz 4 der 
folgende Absatz 4 a angefügt: 

„(4 a) Der Zuschuß nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe b wird auf die Hälfte des Be- 
trages begrenzt, der sich ergeben würde, wenn 
der Zuschuß auf Grund von Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe a gewährt werden würde." 

g) In § 1 wird nach Absatz 4 a der folgende Ab- 
satz 4 b eingefügt: 

„(4 b) Die für den Ersatz von Kosten des 
Transportes der elektrischen Energie nach Ab- 
satz 1 a und Absatz 4 Satz 2 auf zu wendenden 
Mittel dürfen bis zum 30. Juni 1981 den 
Betrag von insgesamt 100 Millionen Deutsche 
Mark nicht übersteigen." 

h) In § 1 erhält Absatz 5 folgende Fassung: 

„(5) Die Entscheidung nach Absatz 1, Ab- 
satz 1 a und Absatz 2 Satz 3 trifft das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft. Anträge auf 
Gewährung eines Zuschusses sind schriftlich 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
jeden Kalenderjahres, in welchem die in Ab- 
satz 1 und Absatz 1 a bezeichneten Voraus- 
setzungen Vorgelegen haben, einzureichen 
und zu begründen. Antragsberechtigt ist, wer 
das Kraftwerk am 31. Dezember des Jahres 
betrieben hat, für das der Zuschuß gewährt 
werden soll.“ 


2. unverändert 


3. unverändert 
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der Wirtschaftsvereinigung Bergbau e. V., des 
Mineralölwirtschaftsverbandes e. V. und des Ver- 
eins Deutscher Kohlenimporteure e. V. Die Mit- 
glieder können ihr Amt durch schriftliche Erklä- 
rung gegenüber dem Bundesminister für Wirt- 
schaft jederzeit niederlegen. Für jedes Mitglied 
ist ein Stellvertreter zu berufen." 


4. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

♦ 

„(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft kann von demjenigen, der ein Kraftwerk 
betreibt, die Erteilung von Auskünften und die 
Vorlage von Unterlagen, insbesondere von Ver- 
trägen und Rechnungen über den Bezug von 
Heizöl, verlangen, soweit dies erforderlich ist, 
um die ordnungsgemäße Durchführung dieses 
Gesetzes zu gewährleisten und seine Einhaltung 
zu überwachen." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 Abs. 1 
und 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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